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mokratischen Republik Kongo nachdrücklich auf, unverzüglich 
in einen Prozess des politischen Dialogs und der Verhandlun-
gen einzutreten, und ruft die internationale Gemeinschaft auf, 
der Organisation der afrikanischen Einheit, den Vereinten Na-
tionen und der Gemeinsamen Militärkommission die notwendi-
ge Unterstützung zu gewähren, damit sie ihre jeweiligen Man-
date ohne weitere Verzögerung wahrnehmen können; 

 14. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass die Mitglied-
staaten mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln zu ei-
nem wirksamen und dauerhaften Frieden in Angola beitragen, 
und wiederholt in diesem Zusammenhang, dass die Hauptursa-
che der derzeitigen Situation in Angola auf das Versäumnis der 
Nationalen Union für die völlige Unabhängigkeit Angolas unter 
der Führung von Jonas Savimbi zurückzuführen ist, ihre Ver-
pflichtungen aus den "Acordos de Paz"100, dem Protokoll von 
Lusaka101 und den einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats zu erfüllen; 

 15. beobachtet mit Sorge die humanitären Auswirkungen 
der derzeitigen Situation in Angola auf die Zivilbevölkerung, 
würdigt in diesem Zusammenhang die Bemühungen der Mit-
gliedstaaten, einschließlich der Regierung Angolas, und der 
humanitären Organisationen um die Gewährung humanitärer 
Hilfe an Angola und fordert sie nachdrücklich auf, diese Hilfe 
fortzusetzen und zu verstärken; 

 16. stellt fest, dass sich die provisorische Regierung Gui-
nea-Bissaus verpflichtet hat, am 28. November 1999 Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen abzuhalten, und fordert die 
internationale Gemeinschaft und die Regierung Guinea-Bissaus 
auf, den wirtschaftlichen Wiederaufbau des Landes zu unter-
stützen und die Festigung der Demokratie in Guinea-Bissau zu 
fördern; 

 17. bekräftigt die Wichtigkeit des Südatlantiks für den 
weltweiten Seeschifffahrts- und Handelsverkehr sowie ihre 
Entschlossenheit, die Region für alle friedlichen Zwecke und 
Tätigkeiten zu erhalten, die durch das Völkerrecht, insbesonde-
re das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen102, ge-
schützt sind; 

 18. fordert die Mitgliedstaaten auf, auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um eine angemessene Regelung 
des Seetransports von radioaktiven und toxischen Abfällen 
herbeizuführen, unter Berücksichtigung der Interessen der Kü-
stenstaaten und im Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen 
der Vereinten Nationen und den Vorschriften der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation sowie der Internationalen A-
tomenergie-Organisation; 

 19. beobachtet mit Sorge die Zunahme des Drogenhandels 
und der damit zusammenhängenden Straftaten, einschließlich 
 
100 S/22609; siehe Official Records of the Security Council, Forty-sixth Year, 
Supplement for April, May and June 1991. 
101 S/1994/1441; siehe Official Records of the Security Council, Forty-ninth 
Year, Supplement for October, November and December 1994. 
102 Official Records of the Third United Nations Conference on the Law of the 
Sea, Vol. XVII (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.84.V.3), 
Dokument A/CONF.62/122. 

des Drogenmissbrauchs, und fordert die internationale Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten der Zone auf, die regionale und 
internationale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung aller 
Aspekte des Drogenproblems und der damit zusammenhängen-
den Straftaten zu fördern; 

 20. ist sich in Anbetracht der Anzahl, des Ausmaßes und 
der Komplexität von Naturkatastrophen und anderen Not-
standssituationen dessen bewusst, dass die von den Mitglied-
staaten der Zone gewährte humanitäre Hilfe besser koordiniert 
werden muss, um eine rechtzeitige und wirksame Reaktion zu 
gewährleisten; 

 21. begrüßt das Angebot Benins, die sechste Tagung der 
Mitgliedstaaten der Zone auszurichten; 

 22. ersucht die zuständigen Organisationen, Organe und 
Gremien des Systems der Vereinten Nationen, den Mitglied-
staaten der Zone bei ihren gemeinsamen Bemühungen um die 
Verwirklichung der Erklärung des Südatlantiks zur Zone des 
Friedens und der Zusammenarbeit auf Wunsch jede geeignete 
Hilfe zu gewähren; 

 23. ersucht den Generalsekretär, die Durchführung der 
Resolution 41/11 und späterer Resolutionen zu dieser Angele-
genheit zu verfolgen und der Generalversammlung auf ihrer 
fünfundfünfzigsten Tagung einen Bericht vorzulegen, in dem 
unter anderem die von den Mitgliedstaaten zum Ausdruck 
gebrachten Auffassungen berücksichtigt werden; 

 24. beschließt, den Punkt "Südatlantische Zone des Frie-
dens und der Zusammenarbeit" in die vorläufige Tagesordnung 
ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/36 

Auf der 64. Plenarsitzung am 29. November 1999 ohne Abstimmung 
verabschiedet, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.33 und Add.1, 
eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und 
Herzegowina, Bulgarien, Burkina Faso, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Chile, 
Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, Finnland, Frankreich, Georgien, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, 
Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jemen, Kamerun, Kanada, Kap Verde, 
Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, 
Marokko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Nicaragua, Niederlande, Niger, 
Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, 
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, 
Schweden, Senegal, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, 
Thailand, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, 
Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland und Zypern 

54/36. Unterstützung der Bemühungen der Regierungen 
um die Förderung und Konsolidierung neuer oder 
wiederhergestellter Demokratien durch das Sy-
stem der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der unauflöslichen Verbindungen, die zwischen 
den in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte103 ver-

 
103 Resolution 217 A (III). 
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ankerten Grundsätzen und den Grundlagen jeder demokrati-
schen Gesellschaft bestehen, 

 unter Hinweis auf die Erklärung von Manila104, die im Juni 
1988 von der ersten Internationalen Konferenz der neuen oder 
wiederhergestellten Demokratien105 verabschiedet wurde, 

 in Anbetracht der großen Veränderungen, die sich zur Zeit 
auf der internationalen Bühne vollziehen, sowie des Strebens 
aller Völker nach einer internationalen Ordnung, die auf den in 
der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsätzen 
beruht, namentlich der Förderung und Unterstützung der Ach-
tung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten aller sowie 
anderer wichtiger Grundsätze wie Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung der Völker, Frieden, Demokratie, Gerech-
tigkeit, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus, Entwick-
lung, Verbesserung des Lebensstandards und Solidarität, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 49/30 vom 7. Dezember 
1994, in der sie die Wichtigkeit der Erklärung von Managua106 
und des von der zweiten Internationalen Konferenz der neuen 
oder wiederhergestellten Demokratien im Juli 1994 verab-
schiedeten Aktionsplans107 anerkannt hat, sowie auf ihre 
Resolutionen 50/133 vom 20. Dezember 1995, 51/31 vom 
6. Dezember 1996, 52/18 vom 21. November 1997 und 53/31 
vom 23. November 1998, 

 sowie unter Hinweis auf das Dokument "Überprüfung der 
erzielten Fortschritte und Empfehlungen", das von der vom 
2. bis 4. September 1997 in Bukarest abgehaltenen dritten In-
ternationalen Konferenz der neuen oder wiederhergestellten 
Demokratien über Demokratie und Entwicklung verabschiedet 
wurde108 und das an die Regierungen, die Bürgergesellschaft, 
den Privatsektor, die Geberländer und die internationale Ge-
meinschaft gerichtete Leitlinien, Grundsätze und Empfeh-
lungen enthält, 

 insbesondere Kenntnis nehmend von den in diesem Doku-
ment an das System der Vereinten Nationen und die internatio-
nalen Finanzorganisationen gerichteten Empfehlungen109, 

 mit Genugtuung Kenntnis nehmend von den Seminaren, 
Fachtagungen und Konferenzen über Demokratisierung und gu-
te Staatsführung, die 1999 unter der Schirmherrschaft der Inter-
nationalen Konferenz der neuen oder wiederhergestellten De-
mokratien veranstaltet wurden beziehungsweise derzeit geplant 
werden, 

 Kenntnis nehmend von den Auffassungen, die die Mitglied-
staaten in der Debatte über diese Frage auf ihrer neunundvier-
 
104 A/43/538, Anlage. 
105 Die Konferenz führte damals die Bezeichnung "Internationale Konferenz der 
vor kurzem wiederhergestellten Demokratien". 
106 A/49/713, Anlage I. 
107 Ebd., Anlage II. 
108 A/52/334, Anlage. 
109 Ebd., Abschnitt IV. 

zigsten, fünfzigsten, einundfünfzigsten, zweiundfünfzigsten, 
dreiundfünfzigsten und vierundfünfzigsten Tagung zum Aus-
druck gebracht haben, 

 eingedenk dessen, dass die Aktivitäten der Vereinten Natio-
nen zur Unterstützung der von den Regierungen unternomme-
nen Bemühungen um die Förderung und Konsolidierung der 
Demokratie im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen 
und nur auf ausdrückliches Ersuchen der betreffenden Mit-
gliedstaaten durchgeführt werden, 

 sowie eingedenk dessen, dass Demokratie, Entwicklung und 
die Achtung vor allen Menschenrechten und Grundfreiheiten 
einander bedingen und sich gegenseitig stärken und dass die 
Demokratie auf dem frei bekundeten Willen der Menschen, ih-
re politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Sy-
steme selbst zu bestimmen, sowie auf ihrer uneingeschränkten 
Teilhabe an allen Aspekten ihres Lebens beruht, 

 feststellend, dass zahlreiche Gesellschaften in jüngster Zeit 
beträchtliche Anstrengungen unternommen haben, um durch 
die Demokratisierung und die Reform ihrer Volkswirtschaften 
ihre sozialen, politischen und wirtschaftlichen Ziele zu errei-
chen, Bestrebungen, welche die Unterstützung und Anerken-
nung der internationalen Gemeinschaft verdienen, 

 mit Befriedigung feststellend, dass die vierte Internationale 
Konferenz der neuen oder wiederhergestellten Demokratien 
vom 4. bis 6. Dezember 2000 in Cotonou (Benin) abgehalten 
werden wird, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten, das 
System der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen und 
andere zwischenstaatliche Organisationen die Abhaltung der 
vierten Internationalen Konferenz der neuen oder wiederherge-
stellten Demokratien unterstützen, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs110, 

 1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs110; 

 2. dankt für die Aktivitäten, die das System der Verein-
ten Nationen durchgeführt hat, und macht sich die in dem Be-
richt enthaltenen Empfehlungen zu eigen; 

 3. bittet den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten, die zu-
ständigen Sonderorganisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen sowie andere zwischenstaatliche und nicht-
staatliche Organisationen, aktiv zum Folgeprozess der dritten 
Internationalen Konferenz der neuen oder wiederhergestellten 
Demokratien über Demokratie und Entwicklung111 beizutragen; 

 4. beglückwünscht den Generalsekretär und über ihn das 
System der Vereinten Nationen zu den Tätigkeiten, die auf Er-
suchen der Regierungen durchgeführt wurden, um die Bemü-
hungen um die Konsolidierung der Demokratie zu unterstützen; 

 
110 A/54/492. 
111 Ebd., Kap. II. 
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 5. begrüßt die Tätigkeit des Folgemechanismus der drit-
ten Internationalen Konferenz der neuen oder wiederher-
gestellten Demokratien; 

 6. bittet den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten, die zu-
ständigen Sonderorganisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen sowie andere zwischenstaatliche Organisa-
tionen, an der Abhaltung der vierten Internationalen Konferenz 
der neuen oder wiederhergestellten Demokratien mitzuwirken; 

 7. erkennt an, dass den Vereinten Nationen eine wichtige 
Rolle dabei zukommt, die von den Regierungen im Rahmen ih-
rer Entwicklungsanstrengungen unternommenen Demokratisie-
rungsbemühungen zur rechten Zeit auf geeignete Weise kohä-
rent zu unterstützen; 

 8. betont, dass die Aktivitäten der Organisation mit der 
Charta der Vereinten Nationen im Einklang stehen müssen; 

 9. ermutigt den Generalsekretär, die Organisation auch 
künftig besser in die Lage zu versetzen, den Ersuchen der Mit-
gliedstaaten wirksam zu entsprechen, indem sie ihre Bemühun-
gen um die Erreichung der Ziele einer guten Staatsführung und 
der Demokratisierung kohärent und in ausreichendem Umfang 
unterstützt; 

 10. ermutigt die Mitgliedstaaten, die Demokratisierung zu 
fördern und zusätzliche Anstrengungen zu unternehmen, um 
Maßnahmen aufzuzeigen, die zur Unterstützung der Regierun-
gen bei ihren Bemühungen um die Förderung und Konsolidie-
rung neuer oder wiederhergestellter Demokratien ergriffen wer-
den könnten; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 12. beschließt, den Punkt "Unterstützung der Bemühun-
gen der Regierungen um die Förderung und Konsolidierung 
neuer oder wiederhergestellter Demokratien durch das System 
der Vereinten Nationen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/37 

Auf der 68. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten 
Abstimmung mit 139 Stimmen bei einer Gegenstimme und drei Enthaltungen112 
verabschiedet, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.40 und Add.1, 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Dschibuti, 
Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, 
Marokko, Mauretanien, Oman, Saudi-Arabien, Sudan, Togo, Tunesien, Vereinigte 
Arabische Emirate und Palästina 

54/37. Jerusalem 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 36/120 E vom 10. De-
zember 1981, 37/123 C vom 16. Dezember 1982, 38/180 C 
 
112 Einzelheiten siehe Anhang II. 

vom 19. Dezember 1983, 39/146 C vom 14. Dezember 1984, 
40/168 C vom 16. Dezember 1985, 41/162 C vom 4. Dezember 
1986, 42/209 D vom 11. Dezember 1987, 43/54 C vom 
6. Dezember 1988, 44/40 C vom 4. Dezember 1989, 45/83 C 
vom 13. Dezember 1990, 46/82 B vom 16. Dezember 1991, 
47/63 B vom 11. Dezember 1992, 48/59 A vom 14. Dezember 
1993, 49/87 A vom 16. Dezember 1994, 50/22 A vom 
4. Dezember 1995, 51/27 vom 4. Dezember 1996, 52/53 vom 
9. Dezember 1997 und 53/37 vom 2. Dezember 1998, in denen 
sie unter anderem festgestellt hat, dass alle Gesetzgebungs- und 
Verwaltungsmaßnahmen und Handlungen der Besatzungsmacht 
Israel, die den Charakter und Status der Heiligen Stadt Jerusa-
lem geändert haben beziehungsweise ändern sollten, insbeson-
dere das sogenannte "Grundgesetz" über Jerusalem und die Er-
klärung Jerusalems zur Hauptstadt Israels, null und nichtig sind 
und unverzüglich rückgängig gemacht werden müssen, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 478 (1980) des 
Sicherheitsrats vom 20. August 1980, in der der Rat unter 
anderem beschlossen hat, das "Grundgesetz" nicht anzuer-
kennen, und diejenigen Staaten, die diplomatische Vertretungen 
in Jerusalem eingerichtet haben, aufgefordert hat, diese Ver-
tretungen aus der Heiligen Stadt abzuziehen, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs113, 

 1. stellt fest, dass Israels Beschluss, die Heilige Stadt Je-
rusalem seinem Recht, seiner Rechtsprechung und seiner Ver-
waltung zu unterstellen, rechtswidrig und somit null und nichtig 
ist und keinerlei Gültigkeit besitzt; 

 2. missbilligt es, dass einige Staaten unter Verstoß gegen 
die Resolution 478 (1980) des Sicherheitsrats ihre diplomati-
schen Vertretungen nach Jerusalem verlegt haben und sich wei-
gern, der genannten Resolution Folge zu leisten; 

 3. fordert diese Staaten erneut auf, sich in Übereinstim-
mung mit der Charta der Vereinten Nationen an die einschlägi-
gen Resolutionen der Vereinten Nationen zu halten; 

 4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 54/38 

Auf der 68. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten 
Abstimmung mit 92 Stimmen bei zwei Gegenstimmen und 53 Enthaltungen114 
verabschiedet, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.41 und Add.1, 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Dschibuti, 
Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, 
Marokko, Mauretanien, Oman, Saudi-Arabien, Sudan, Syrische Arabische Repu-
blik, Togo, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina 

 
113 A/54/495. 
114 Einzelheiten siehe Anhang II. 




